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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Umlagerung der direkten auf die indirekte Besteuerung bildete den Stein des
Anstosses seitens der SP, weil alle Konsumentinnen und Konsumenten unabhängig von
ihrem Einkommen belastet würden. Die 300 000 Steuerpflichtigen, welche bisher als
Kleinverdiener keine direkten Bundessteuern bezahlen mussten, hätten inskünftig in
Form von zusätzlichen indirekten Verbrauchssteuern ihren Steueranteil zu leisten.
Hingegen würden die 130 000 bestverdienenden Steuerzahler (4%), welche bisher über
CHF 3 Mrd. (50%) an die Einnahmen der direkten Bundessteuern beitrugen, stark
entlastet. Auch unter den bürgerlichen Parteien stiess die Initiative zum Teil auf wenig
Gegenliebe. Die CVP liess verlauten, zuerst müsse eine neue Bundesfinanzordnung
eingeführt werden, bevor einer derartigen Einnahmeneinbusse zugestimmt werden
könne. Auch für die FDP und die SVP war der Zeitpunkt dieses Begehrens denkbar
schlecht gewählt. Der Vorort hingegen empfahl seinen Mitgliederorganisationen, die
Initiative zu unterstützen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Indirekte Steuern

Der Bundesrat empfahl dem Parlament die vom Basler Automobiljournalisten Bernhard
Böhi in Zusammenarbeit mit verschiedenen Verbänden des Autogewerbes lancierten
Volksinitiativen zur Abschaffung der Schwerverkehrssteuer resp. der Autobahnvignette
ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Beide Abgaben seien solange gerechtfertigt, als
der Strassenverkehr die durch ihn verursachten Kosten nicht decke. Zudem habe das
von den Initianten vorgebrachte Argument der Europafähigkeit an Bedeutung verloren,
da gegenwärtig auch innerhalb der EG die Einführung von Schwerverkehrssteuern
diskutiert werde. Mit ähnlichen Argumenten lehnte auch der Nationalrat eine Motion
Scherrer (ap, BE) für die Aufhebung der Schwerverkehrssteuer (Mo. 88.735) ab. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.07.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach dem Ständerat folgte auch die Volkskammer dem Bundesrat und empfahl die
beiden Volksinitiativen zur Abschaffung der Schwerverkehrssteuer resp. der
Autobahnvignette, welche 1986 vom Automobiljournalisten Bernhard Böhi eingereicht
worden waren, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben der AP, der LP und
Exponenten des Auto- und Transportgewerbes aus der SVP hatte sich auch eine
gewichtige Minderheit der FDP-Fraktion für die beiden Initiativen stark gemacht. Die
Begehren werden allerdings dem Volk nicht zur Abstimmung vorgelegt werden. Böhi
zog sie zurück, nachdem es ihm nicht gelungen war, die grossen Automobilverbände für
ein substantielles finanzielles Engagement in der Abstimmungskampagne zu gewinnen. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 1. Januar 1995 trat nach ungewöhnlich kurzer Vorbereitungsphase die
Mehrwertsteuer-Verordnung in Kraft. Auch danach wollten die Stimmen nicht
verstummen, die kritisierten, dass die Verordnung schärfer ausgefallen sei als der vor
der Volksabstimmung vom November 1993 veröffentlichte Entwurf. Im Wettlauf um
Änderungen der Mehrwertsteuer wurden zwei Initiativen lanciert. Der Schweizerische
Landesverband für Sport (SLS) und gemeinnützige Organisationen lancierten im
Frühjahr eine Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im
Sozialbereich». Diese verlangt, dass die Umsätze der nicht gewinnstrebenden
Sportveranstaltungen sowie der anerkannten gemeinnützigen Organisationen von der
Mehrwertsteuer befreit werden. Die Lega dei Ticinesi, unterstützt von der Autopartei
des Kantons St. Gallen, lancierte eine Volksinitiative «für eine volksnahe
Mehrwertsteuer», die verschiedene populäre Forderungen zusammenfasst. So sollen
Kurtaxen, Sportanlässe, Hilfswerke, die Leistungen der öffentlichen Dienste sowie der
Verkauf von Treibstoffen, Heizöl und Flugbilletten von der Steuer befreit werden. Für
den Tourismus sowie Architekten- und Ingenieurhonorare verlangt die Initiative einen
reduzierten MWSt-Satz von 2%. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.07.1995
EVA MÜLLER
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Im Mai reichten die Dachverbände des Sports und die Schweizer Hilfswerke mit rund
175'000 Unterschriften die Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im
Sport und im Sozialbereich» ein. Die Initianten fordern im Bereich Sport, dass
Startgelder für Volkssportanlässe, Lizenzeinnahmen, verbandsinterne Umsätze und
Sponsorleistungen von der Steuer befreit werden. Auch auf die Besteuerung der
Vermietung von Sportanlagen soll verzichtet werden. Während rund 26'000 im
Breitensport und in der Jugendarbeit tätige Vereine und Verbände vollständig vom
administrativen Aufwand der MWSt-Steuerpflicht zu befreien seien, sollen Sportvereine
im professionell-gewerblichen Bereich vom Optionsrecht Gebrauch machen und sich
freiwillig der Steuer unterstellen können. Die Initianten stellten einen Rückzug ihres
Begehrens in Aussicht, falls ihre Wünsche im vom Parlament in eigener Regie
erarbeiteten MWSt-Gesetz berücksichtigt werden. Der Forderungskatalog der Sportler
würde für den Bund Steuerausfälle von jährlich CHF 10 Mio. bis CHF 20 Mio.
verursachen. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

Die Lega dei Ticinesi brachte die erforderlichen Unterschriften für ihre Volksinitiative
«für eine volksnahe Mehrwertsteuer» nicht zusammen. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.01.1997
EVA MÜLLER

Die Initiative der Grünen «Für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit
besteuern» lehnte der Bundesrat ohne Gegenvorschlag ab. Er bezeichnete die
Stossrichtung zwar als richtig, der wachsende Finanzierungsbedarf der Sozialwerke
verbiete es aber, den Ertrag einer Energiesteuer für eine Reduktion der Lohnprozente
zu verwenden. Dafür versprach der Bundesrat, die Grundlagen für eine Steuerreform
rascher als bisher vorgesehen, nämlich noch 1998 zu erarbeiten, damit das Parlament
die Beratung wie vom Nationalrat gewünscht nach der Jahrhundertwende aufnehmen
könne. Die Grünen warfen der Landesregierung "Etikettenschwindel" vor und
kritisierten, ihr gehe es nur um die Beschaffung neuer Staatsfinanzen.

Diese Initiative ist der eine Teil der Tandeminitiative, deren anderer Teil ein flexibles
Rentenalter ab 62 fordert. Mit einer Abgabe auf nicht erneuerbare Energien und auf
Strom soll die Herabsetzung des Rentenalters finanziert sowie die weitgehende
Ablösung der Lohnprozente erreicht werden, die den Faktor Arbeit heute übermässig
belasten. Die Energiesteuer könnte gemäss den Initianten innert 30 Jahren CHF 20 Mrd.
pro Jahr für die Sozialversicherungen einbringen, gleichzeitig könnte so der
Energiekonsum um fast die Hälfte gesenkt werden. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.12.1997
EVA MÜLLER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative der GP „Für eine
gesicherte AHV – Energie statt Arbeit besteuern“ Volk und Ständen mit der
Empfehlung auf Verwerfung und ohne Gegenentwurf zur Abstimmung zu unterbreiten.
Er begrüsste zwar grundsätzlich sowohl die Stossrichtung einer mittel- bis
längerfristigen steuerlichen Belastung der Energie als auch die wirtschafts- und
beschäftigungspolitischen Impulse einer solchen Kursänderung, aus finanzpolitischen
Gründen und wegen der geforderten Senkung der Sozialversicherungsbeiträge stimmte
er dem Vorschlag jedoch nicht zu. Als Alternative stellte er eine Botschaft zur
ökologischen Steuerreform bis spätestens 2001 in Aussicht. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.05.1998
URS BEER

Die Initiative gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und Sozialbereich, die im
Jahre 1996 lanciert worden war, wurde vom Initiativkomitee während des
Berichtsjahres zurückgezogen, nachdem ihre Forderungen mit dem neuen MWStG im
Vorjahr zum Teil erfüllt worden waren. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Verband Gastrosuisse lancierte eine Volksinitiative mit dem Titel „Schluss mit der
MwSt-Diskriminierung des Gastgewerbes!“. Nach dem Willen der Initianten soll in der
Bundesverfassung verankert werden, dass gastgewerbliche Leistungen dem gleichen
Steuersatz unterliegen wie die Lieferung von Nahrungsmitteln. Der Hintergrund davon
ist, dass Mahlzeiten in Restaurants dem normalen Mehrwertsteuersatz (derzeit 7,6%)
unterliegen, während Take-aways vom reduzierten Satz von 2,4% profitieren. Dem
Initiativkomitee gehören verschiedene bürgerliche Politiker an. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.04.2010
NATHALIE GIGER
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Der Wirteverband GastroSuisse reichte Ende September seine Volksinitiative «Schluss
mit der Mehrwertsteuer-Diskriminierung» mit 118'000 gültigen Unterschriften ein. Das
Begehren verlangt, dass der Konsum alkoholfreier Getränke unabhängig vom Verzehrort
zum reduzierten Satz des Lebensmittelhandels besteuert werden. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.10.2011
LAURENT BERNHARD

Im September veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft zur eidgenössischen
Volksinitiative „Schluss mit der Mehrwertsteuer-Diskriminierung“, welche der
Wirteverband GastroSuisse im Vorjahr eingereicht hatte. Das Begehren verlangte die
steuerliche Gleichbehandlung von Restaurantleistungen und Nahrungsmitteln (inkl.
Take-away-Transkationen), wobei der reduzierte Satz zur Anwendung gelangen sollte.
Der Bundesrat empfahl dem Parlament, die Volksinitiative abzulehnen. Die
Landesregierung führte ins Feld, dass es sich bei den Produkten des Gastgewerbes
nicht um lebensnotwendige Leistungen handelte, womit die Forderung nach Ansicht
des Bundesrates zu weit ging. Die jährlichen Mindereinnahmen wurden auf 700 bis 750
Millionen Franken geschätzt. Um diese Ausfälle zu kompensieren, schlug der Bundesrat
im Falle einer Annahme der Volksinitiative vor, den reduzierten Mehrwertsteuersatz von
2,5% auf 3,8% zu erhöhen. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.09.2012
LAURENT BERNHARD

Die vom Wirteverband GastroSuisse eingereichte Volksinitiative „Schluss mit der
Mehrwertsteuer-Diskriminierung“ wurde in der Wintersession vom Nationalrat mit 94
zu 78 Stimmen und 16 Enthaltungen abgelehnt. Somit folgte die kleine Kammer dem
Antrag der Landesregierung. Das Begehren forderte, dass sowohl Restaurantleistungen
als auch Take-away-Transkationen zum reduzierten Satz von aktuell 2,5% besteuert
werden sollten. Bislang war dies nur bei letzteren der Fall, während für erstere der
Normalsatz von 8% zur Anwendung kam. Während sich im Nationalrat die SVP
geschlossen für die Volksinitiative aussprach und sich die Abgeordneten der SP, der
Grünen und der Grünliberalen dagegen wandten, taten sich die bürgerlichen
Mitteparteien schwer mit diesem Geschäft. Dies lag daran, dass deren Vertreter
einerseits viel Verständnis für das Anliegen der Wirte aufbrachten, anderseits die
hohen Mindereinnahmen von jährlich rund 700 Millionen Franken in Erwägung zogen.
Eine Mehrheit der FDP-Fraktion sowie eine Minderheit von CVP und BDP stimmten
schliesslich gegen die Volksinitiative. Nicht zuletzt aufgrund der starken Ambivalenz
hatte die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-
NR) im Sommer einen indirekten Gegenvorschlag ausgearbeitet, dem auch die WAK des
Ständerats zugestimmt hatte. Der Entwurf der Kommissionsinitiative beinhaltete die
Beseitigung eines Grossteils der Wettbewerbsverzerrungen, indem die meisten Take-
away-Leistungen dem Normalsatz unterstellt werden sollten. Das eingeführte
Abgrenzungskriterium zwischen warmen und kalten Speisen vermochte in der
Vernehmlassung allerdings nicht zu überzeugen. Im Oktober wurde der Entwurf
zurückgezogen, womit kein indirekter Gegenvorschlag zu Stande kam. Die Behandlung
der Volksinitiative wurde im Ständerat auf die Frühjahrssession 2014 traktandiert. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2013
LAURENT BERNHARD

Am 28. September 2014 gelangte die Volksinitiative "Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des Gastgewerbes!" zur Abstimmung. Das drei Jahre zuvor vom
Wirteverband GastroSuisse eingereichte Begehren forderte, dass gastgewerbliche
Leistungen dem gleichen Steuersatz unterliegen wie die Lieferung von Nahrungsmitteln.
Bislang wurden nur Take-away-Einkäufe zum reduzierten Satz von 2,5% besteuert. Für
Restaurantleistungen galt der Normalsatz von 8%. Nachdem sich bereits der Nationalrat
in der Wintersession 2013 bei 16 Enthaltungen mit 94 zu 78 Stimmen gegen die Initiative
ausgesprochen hatte, empfahl im März 2014 auch der Ständerat die Ablehnung des
Volksbegehrens. In der kleinen Kammer stimmten bei 2 Enthaltungen 24
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen und 13 für die Annahme der
Volksinitiative. Neben den geschätzten Mindereinnahmen von CHF 750 Mio., die eine
Reduktion des Steuersatzes für Restaurants auf 2,5% mit sich gebracht hätte, sprach
aus Sicht der Gegner gegen die Initiative, dass mit deren Annahme der bei vielen
Personen beliebte Einheitssatz vom Tisch gewesen wäre, da sie zwei separate Sätze für
Nahrungsmittel und andere gastgewerbliche Leistungen wie alkoholische Getränke,
Tabak und andere Raucherwaren vorsah. Obgleich das Anliegen im Parlament einigen
Anklang fand, war ein indirekter Gegenvorschlag der Kommission für Wirtschaft und
Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) bereits im Oktober 2013 zurückgezogen worden.
Das eingeführte Abgrenzungskriterium zwischen warmen und kalten Speisen vermochte
in der Vernehmlassung nicht zu überzeugen. Die nationalen Parteien folgten beim
Fassen ihrer Parolen grösstenteils ihren Abgeordneten. Auf nationaler Ebene gaben die

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.2014
DAVID ZUMBACH
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SVP und die EDU die Ja-Parole aus, die CVP beschloss die Stimmfreigabe und die
restlichen nationalen Parteien fassten die Nein-Parole. Es wichen jedoch etliche
Kantonalsektionen und Jungparteien von den Stimmempfehlungen ihrer Mutterparteien
ab. Von den grossen Verbänden erhielt das Anliegen der GastroSuisse nur gerade
Unterstützung durch den Schweizerischen Gewerbeverband (SGV). Der
Abstimmungskampf verlief sehr einseitig. Die Befürworter der Vorlage bewarben ihre
Position deutlich häufiger als die Gegner. Dennoch sprachen sich bei einer
Wahlbeteiligung von 45,9% letztlich nur 28,5% der Stimmenden für die Vorlage aus, die
auch in keinem Kanton eine Mehrheit auf sich vereinen konnte. Die höchsten Ja-
Stimmenanteile wurden in den Kantonen Uri (35,4%), Tessin (35,3%) und Jura (35,1%)
gezählt. In den Kantonen Zürich (23,9%), Zug (24,2%) und St. Gallen (26,8%) fand das
Anliegen am wenigsten Rückhalt. 

Abstimmung vom 28. September 2014

Beteiligung: 47,0% 
Ja: 684 563 (28,5%) / 0 Stände
Nein: 1 718 827 (71,5%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP, EDU, GastroSuisse, sgv. 
– Nein: SPS, FDP(9)*, GPS, GLP, BDP, EVP, eco, SBV, TravS.
– Stimmfreigabe: CVP(13)*
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 14

Gemäss der VOX-Analyse zur Volksinitiative "Schluss mit der MwSt-Diskriminierung
des Gastgewerbes!" waren vor allem Personen, die der SVP und der CVP nahestanden,
sowie Parteiungebundene der Vorlage gegenüber wohlwollend. Dies deckte sich mit den
Parolenfassungen der Parteien. Zudem zeigte die Analyse, dass Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger, die sich auf der Links-Rechts-Skala an den beiden Polen verorten liessen,
stärker zu einem Ja tendierten als die anderen Befragten. Die Studie führte dies darauf
zurück, dass Personen am linken und rechten Rand des politischen Spektrums dem
Gastgewerbe eine höhere Wichtigkeit beimassen als die anderen Stimmenden. Kaum
Einfluss auf den Stimmentscheid schienen gemäss der VOX-Analyse derweil
unterschiedliche Einstellungen in Bezug auf die staatliche Organisationsform und die
Wettbewerbspolitik zu haben. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2014
DAVID ZUMBACH

Der Verein «Mikrosteuer» beantragte im Februar 2020 die Vorprüfung seiner
Volksinitiative «Mikrosteuer auf dem bargeldlosen Zahlungsverkehr». Bei Annahme
ihres Begehrens soll der Bund «bei jeder Belastung und jeder Gutschrift des
bargeldlosen Zahlungsverkehrs eine Mikrosteuer» erheben und dafür die
Mehrwertsteuer, die direkte Bundessteuer sowie die Stempelabgabe abschaffen. Im
ersten Jahr soll diese Steuer 0.05 Promille auf alle bargeldlosen Belastungen und
Gutschriften betragen und anschliessend soweit angehoben werden, dass die
wegfallenden Einnahmen der übrigen Steuern kompensiert werden können – maximal
jedoch auf 5 Promille. Die Mikrosteuer auf dem Zahlungsverkehr ziele auf das
grösstmögliche Steuersubstrat und belaste damit auch die Finanzwirtschaft, so dass die
Unternehmen und privaten Haushalte im Vergleich zu bisher entlastet werden könnten,
betonte der Ökonom Felix Bolliger, Mitglied des Initiativkomitees, auf dessen
Internetseite. Als Hauptakteure des Initiativkomitees machte das St. Galler Tagblatt die
pensionierten Zürcher Banker Felix Bolliger und Jacob Zgraggen, den Zürcher Professor
für Banking und Finance Marc Chesney sowie Alt-Bundesratssprecher Oswald Sigg aus.
Die Unterschriftensammelfrist startete am 25. Februar 2020 und würde folglich bis
August 2021 dauern. Aufgrund des Fristenstillstands bei eidgenössischen Volksbegehren
bis zum 31. Mai 2020 wird diese Frist entsprechend verlängert. Bereits beim Start der
Unterschriftensammlung stiess die Initiative in den Medien auf einige Aufmerksamkeit:
Mit Bezeichnungen wie einem «Sturm auf das Steuersystem» oder «revolutionären
Umtrieben» stellte die Presse eine spannende Sammelfrist in Aussicht. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.02.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Lancées en 1993 par un comité d'initiative réunissant près de 180 personnalités de
divers horizons politiques (parmi lesquelles figurent une trentaine de parlementaires
nationaux), les initiatives populaires intitulées «Energie et environnement» et «Pour
l'introduction d'un centime solaire», qui visent à compléter le programme Energie
2000, ont toutes deux abouti avec respectivement 109'829 et 114'824 signatures
valables. La première prévoit l'introduction d'une taxe incitative sur la consommation
de tous les agents énergétiques non-renouvelables ainsi que sur les installations hydro-
électriques d'une puissance supérieure à un mégawatt. Conformément au principe de
neutralité budgétaire, l'ensemble des recettes ainsi dégagées serait redistribué aux
particuliers et aux entreprises peu consommateurs d'énergie. Prévoyant de prélever
une redevance d'un dixième, puis progressivement d'un demi centime en l'espace de
cinq ans sur chaque kilowattheure d'énergie non-renouvelable consommé, la seconde
initiative vise, pour sa part, à promouvoir la construction d'installations solaires en y
affectant la moitié au moins des recettes ainsi dégagées. Aux dires des initiants, entre
CHF 100 et 500 millions par année pourraient être obtenus par ce biais. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.08.1995
LIONEL EPERON

En mai, le Conseil fédéral a transmis aux Chambres son message relatif à l'initiative
populaire des Verts «Pour garantir l'AVS – taxer l'énergie et non le travail!», déposée en
1996. Il a approuvé l'idée d'imposer davantage l'énergie à moyen et à long terme, mais a
estimé l'initiative inacceptable du point de vue de la politique budgétaire. Le
gouvernement a jugé inopportun d'abaisser l'âge de la retraite en taxant l'énergie, car
cela entraînerait une augmentation des coûts des assurances sociales, ce qui
aggraverait leurs problèmes de financement. Néanmoins, il a estimé que les effets
économiques d'une taxe sur l'énergie introduite progressivement seraient supportables
pour l'économie. A long terme, il a même supposé que l'initiative populaire aurait une
influence positive sur la croissance économique et sur l'emploi. Toutefois, le constat
global restant négatif, le Conseil fédéral a proposé de rejeter l'initiative populaire sans
contre-projet. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.05.1998
LAURE DUPRAZ

Lancée en 1994 par les Verts, l’initiative "Pour garantir l’AVS, taxer l’énergie et non le
travail" visait à diminuer la consommation énergétique et à transférer la fiscalité du
travail vers l’énergie afin de diminuer les charges sociales. Elle jetait à nouveau, suite au
rejet des taxes énergétiques en septembre de l’année précédente, les bases d’une
refonte écologique du système fiscal. L’initiative avait été déposée en "tandem" avec
celle "Pour une retraite à la carte dès 62 ans". Celles-ci constituaient une réaction au
relèvement de la retraite des femmes à 64 ans. Prévue à ses débuts pour financer l’âge
de la retraite, la priorité de l’initiative "Pour garantir l’AVS, taxer l’énergie et non le
travail" devenait caduque compte tenu du refus populaire à l’initiative "Pour une
retraite à la carte dès 62 ans". Toutefois, grâce à la liberté que laissait le libellé de
l’article constitutionnel – assurer le financement partiel ou total des assurances
sociales –, les Verts ont précisé que les produits de la taxe pouvaient servir d’autres
affectations comme par exemple la réduction des primes de l’assurance maladie. En cas
d’acceptation, le texte sollicitait le parlement pour qu’il précise à quelles assurances
sociales le produit de la taxe devait être destiné. La taxation porterait sur les énergies
fossiles (pétrole, carburants, gaz, charbon, uranium), mais aussi sur l’énergie produite
par les centrales hydrauliques dont la capacité dépasse un mégawatt. L’initiative ne
fixait pas le montant de la taxe, mais précisait qu’il devait augmenter progressivement
et de manière prévisible, afin que les entreprises puissent s’y adapter. Le seul parti
gouvernemental à soutenir cette initiative a été le Parti socialiste.

A cette nouvelle proposition de taxation, les opposants à l’initiative, à savoir les trois
partis gouvernementaux, faisaient remarquer que le souverain suisse avait, 14 mois
auparavant, rejeté la taxe d’incitation, l’initiative solaire et son contre-projet. Selon
eux, si le principe de réforme restait valable, l’initiative aurait dû être retirée. Ceci
d’autant plus qu’à leurs yeux, elle était contradictoire : si la taxe remplit un de ses deux
objectifs – réduire la consommation d’énergie en la renchérissant – son produit
diminuera et par conséquent, pour qu’elle puisse continuer à financer les assurances
sociales (qui tendent à croître), il faudra constamment augmenter son taux. Le Conseil

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ
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fédéral et le parlement partageaient l’objectif de forger une fiscalité verte pour
remplacer le régime qui arriverait à échéance en 2006, mais pas dans les termes de
l’initiative qu’ils considéraient comme vidée de son sens suite à l’échec le 26 novembre
2000 de l’initiative "Pour une retraite à la carte". C’est par 119 voix contre 65 au
National et par 36 voix sans opposition aux Etats que le parlement recommandait le
rejet. Toujours au sujet de la question de la réforme fiscale écologique, le Conseil
fédéral a promis de rendre un rapport pour fin 2003, dans lequel la question d’une
éventuelle introduction de la taxe sur le CO2 serait évoquée. 

Le refus très net à 77,1% confirmait le vote de septembre 2000 et l’opposition des
votants à toute nouveauté sur le plan de la politique énergétique. L’analyse Vox de la
votation, menée sur une base d’enquêtes représentatives, a relevé que les marqueurs
sociaux (l’âge, la position sociale ainsi que le revenu familial) n’ont eu aucune influence.
A l’identique, aucune différence régionale n’a pu être constatée : ni entre la Suisse
alémanique et romande, ni entre les régions de montagne et de plaine. L’analyse
montrait aussi que de nombreux votants avaient une mauvaise connaissance du sujet
(rapport à l’AVS). La perception s’est dès lors rétrécie à la seule problématique des
aspects financiers et des charges fiscales, entraînant par voie de conséquence une
réaction de défense contre de nouveaux impôts et un renchérissement de l’énergie.

Votation du 2 décembre 2001

Participation : 37,8%
Oui: 397'747(22,9%) / 0 canton
Non: 1'342'001(77,1%) / 20 6/2 cantons

– Oui: PS, Verts, PEP; CSC, USS.
– Non: PDC, PRD, UDC, PL, PdT, PdL, DS, UDF, Lega; Economiesuisse, USAM. 19

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die ersten Vorstösse dazu kamen aus den Reihen der Linken. Im Frühjahr diskutierte
eine Arbeitsgruppe der SP und der Gewerkschaften die Lancierung von zwei parallelen
Volksinitiativen, welche zugleich den Schutz der Umwelt und die AHV-Renten
entscheidend verbessern sollten. Kernstück der Idee war die Einführung einer
«Umweltumlage», die auf ökologisch und gesundheitlich gefährlichen Produkten
erhoben würde und der AHV zugute käme. Durch die Zusatzeinnahmen für die AHV
könnten die Beiträge an die 2. Säule und deren übermassige Kapitalbildung reduziert
werden. Der Gedanke einer Öko-Steuer wurde aber – da selbst in den eigenen Reihen
nicht unumstritten und im jetzigen Zeitpunkt politisch nicht durchsetzbar – wieder
fallengelassen. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.05.1989
MARIANNE BENTELI

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 gültigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI

Um den Vorwurf abzuwenden, mit dem Referendum auch die Errungenschaften der 10.
AHV-Revision zu gefährden, lancierten CNG und SGB mit Unterstützung der SP eine
Volksinitiative "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters"
("Auffanginitiative"), mit welcher die Betreuungsgutschriften, das Rentensplitting und
die vorteilhaftere Rentenformel gerettet werden sollen. Nach den Vorstellungen der
Initianten könnte das Parlament nach Annahme der Initiative umgehend in einer
Sondersession die unbestrittenen Neuerungen der 10. AHV-Revision wieder aufnehmen
und in Kraft setzen. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.11.1994
MARIANNE BENTELI
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Im Nachgang an den Beschluss des Parlaments, das Rentenalter der Frauen bereits bei
der 10. AHV-Revision in zwei Schritten auf 64 Jahre zu erhöhen, lancierten der
Schweizerische Kaufmännische Verband (SKV) und die Grüne Partei der Schweiz drei
Volksinitiativen, die sich, inspiriert von der "Ausbau-Initiative" von SP und SGB,
ebenfalls auf die 11. AHV-Revision beziehen. Sowohl SKV (Initiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters der Frauen") wie GP
(Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann") fordern eine
Vorruhestandsregelung mit voller Pension für Männer und Frauen ab 62 Jahren. In einer
Parallelinitiative machen die Grünen Angaben über die Finanzierung der Mehrkosten;
diese Mittel sollen mit einer Steuer auf nicht erneuerbarer Energie beschafft werden
(Initiative "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.11.1994
MARIANNE BENTELI

Die Zustimmung fiel einem Teil der Stimmberechtigten auch deshalb relativ leicht, weil
sie sich erhoffen konnten, dass - unter Beibehaltung der Vorteile für die Frauen - die
Frage des Rentenalters durch die von der SP und den Gewerkschaften lancierte
Volksinitiative "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters", welche
kurz vor der Volksabstimmung mit 105'947 gültigen Unterschriften zustande kam, noch
einmal beurteilt werden kann. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1995
MARIANNE BENTELI

SGB und SP beschlossen, die Volksinitiative "für eine Flexibilisierung der AHV - Gegen
die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" des Schweizerischen Kaufmännischen
Vereins zu unterstützen, da diese Initiative ihrer Ansicht nach die Weichen für die 11.
AHV-Revision in die richtige Richtung stellt. Weil sie andere Vorstellungen von Umwelt-
und Energieabgaben haben, verzichteten sie hingegen auf eine Unterstützung der
Doppelinitiative der Grünen ("für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann"
und "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.11.1995
MARIANNE BENTELI

Die 1994 vom Schweizerischen Kaufmännischen Verein lancierte Volksinitiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" wurde mit
143'405 gültigen Stimmen eingereicht. Die beiden Volksinitiativen der Grünen, die
Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Mann und Frau" und die Initiative "für
eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern" kamen, wenn auch etwas
knapper, mit 116'636 resp. 113'153 gültigen Unterschriften ebenfalls zustande. 26

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative der Gewerkschaften SGB
und CNG "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters" Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Er begründete seinen Beschluss mit dem
Wunsch, längerfristig die vollständige Gleichstellung der Geschlechter beim Rentenalter
im Rahmen eines flexibilisierten Systems zu erreichen sowie mit den hohen Kosten,
welche mit der Beibehaltung des Rentenalters 65/62 verbunden wären. Die Initiative
bezweckt, die mit der 10. AHV-Revision beschlossene Erhöhung des Rentenalters der
Frauen auf 64/65 Jahre bis zum Inkrafttreten der 11. AHV-Revision auszusetzen. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.01.1997
MARIANNE BENTELI

Der Schweizerische Kaufmännische Verein hatte Mitte Mai 1996 eine Volksinitiative "für
eine Flexibilisierung der AHV - gegen eine Erhöhung des Rentenalters für Frauen"
eingereicht. Zehn Tage darauf waren die Grünen mit ihrem Begehren für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann gefolgt - gekoppelt mit einer zweiten Initiative,
welche die Einführung einer Energiesteuer zur Mitfinanzierung der Sozialwerke
fordert. Beide Volksbegehren verlangen die Einführung einer Ruhestandsrente in der
AHV. Danach sollen Frauen wie Männer ab dem 62. Altersjahr eine ungekürzte
Altersrente beziehen können, wenn sie ihre Erwerbstätigkeit aufgeben oder - im Fall
der SKV-Initiative - nur noch ein Erwerbseinkommen unter dem Anderthalbfachen der
Mindestrente erzielen. Mitte Dezember lehnte der Bundesrat in seiner Botschaft an die
Räte beide Initiativen ohne Gegenvorschlag ab, obgleich ihm die eidgenössische
AHV/IV-Kommission - wenn auch nur sehr knapp - eine Annahme der Initiativen
empfohlen hatte. Die Landesregierung argumentierte, dass die Ruhestandsrente ab
Alter 62 tendenziell zu einer allgemeinen Senkung des Rentenalters mit erheblichen
Kostenfolgen führen würde. Er schätzte die Mehrbelastung der Sozialwerke auf netto
1,6 Mia. Fr.: Mehrkosten von 2,46 Mia. Fr. bei der AHV stünden Einsparungen von 490
Mio. Fr. bei der IV und 365 Mio. Fr. bei der ALV gegenüber. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates beantragte
dem Rat überraschend mit 12 zu 9 Stimmen Annahme der Initiative. In der
Plenumsdebatte zeigte sich aber rasch, dass die befürwortende Kommissionsmehrheit
einer fast geschlossenen Allianz der bürgerlichen Parteien gegenüber stand. Als
Hauptargument führten diese an, die Initiative würde die an und für sich schon
schwierige finanzielle Lage der AHV zusätzlich massiv belasten; ferner setze die den
Frauen mit der 10. AHV-Revision zugestandene Gleichstellung in den Rechten auch eine
solche bei den Pflichten voraus. Demgegenüber wiesen die Vertreter und
Vertreterinnen der links-grünen Parlamentsminderheit auf die Folgen der
Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen für den Arbeitsmarkt hin. Bundesrätin
Dreifuss appellierte einmal mehr an das Parlament, Lösungen für eine flexible
Pensionsaltersregelung zu finden. Mit 111 zu 72 Stimmen empfahl der Nationalrat Volk
und Ständen die Ablehnung der Initiative. Auch im Ständerat hatte die Initiative der
Gewerkschaften keine Chancen. Als Gegenargumente wurden auch hier die Kosten und
die finanzielle Lage der AHV vorgebracht. 29

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Auch zur Volksinitiative der Grünen ”für eine gesicherte AHV – Energie statt Arbeit
besteuern” will der Bundesrat keinen Gegenvorschlag vorlegen. Das Begehren verlangt
in erster Linie die Einführung einer Energieabgabe, um damit die Herabsetzung des
Rentenalters zu finanzieren und die Sozialversicherungsbeiträge zu senken. Die
Landesregierung machte keine Einwände gegen eine Energiesteuer geltend, kritisierte
aber die zu weit gehende Zweckbindung der Abgabe, die sie als massive Beschränkung
des zukünftigen finanzpolitischen Spielraumes erachtete. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.05.1998
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass das Resultat vor allem auf die relativ
homogene Haltung der Sympathisanten der bürgerlichen Bundesratsparteien
zurückzuführen war, welche die Initiative zu 75% ablehnten (CVP 77%, FDP 73%, SVP
75%). Die Anhänger der SP stimmten zu 59% dem Begehren zu, die Mitglieder der
Gewerkschaften hingegen nur mit 51%. Mit 46% Ja lehnten die Frauen die Vorlage
weniger deutlich ab als die Männer (36%). Zu dem höheren Ja-Stimmenanteil der
Frauen trugen vor allem die Frauen der Romandie bei; sie sprachen sich zu 65% für das
Begehren aus. Die Deutschschweizer Frauen (39% Ja) unterstützten dagegen die
Vorlage nicht signifikant besser als die Männer. 31

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang zur 10. AHV-Revision, wo im Gegenzug zum Rentensplitting sowie den
Betreuungs- und Erziehungsgutschriften das ordentliche Rentenalter der Frauen von
62 auf 64 Jahre angehoben worden war, hatten einerseits der Schweizerische
Kaufmännische Verein (SKV) und die Angestelltenverbände, andererseits die Grüne
Partei je eine Volksinitiative mit dem Ziel eingereicht, diese Erhöhung rückgängig zu
machen resp. sowohl Frauen wie Männern das flexible Rentenalter ab 62 Jahren ohne
finanzielle Einbusse zu ermöglichen. Bundesrat und Parlament hatten 1998 sowohl die
Initiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters der
Frauen“ (SKV und Angestelltenverbände) wie auch jene der Grünen („für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“) ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen.

In den Wochen vor der Volksabstimmung über diese beiden Initiativen, welche am 26.
November stattfand, wurde mit den gleichen Argumenten wie schon im Parlament
gefochten. Das bürgerliche Komitee gegen die AHV-Initiativen, dem 156 eidgenössische
Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, warnte vor den „verheerenden
finanziellen Folgen für die Zukunft dieses Sozialwerks“. Die Befürworter erklärten
dagegen, die von den Bürgerlichen beschworenen Katastrophenszenarien seien auf
dem Hintergrund der Konjunkturflaute der letzten Jahre zu sehen; der wirtschaftliche
Wiederaufschwung habe bereits im Vorjahr zu einem bedeutend besseren
Rechnungsabschluss geführt als erwartet, und für das laufende Jahr seien bereits
wieder schwarze Zahlen absehbar. Eine flexible Ruhestandsrente ab 62 Jahren
entspreche den Realitäten des Arbeitsmarktes, da heute jede fünfte Person über 60
freiwillig oder gezwungenermassen aus dem Erwerbsleben ausscheidet; es sei ein Akt
der Solidarität der Einkommensstärkeren und Gesunden mit den Schlechtergestellten
und könne finanziell verkraftet werden. Nach Ansicht von BR Dreifuss waren in diesem
Zahlenstreit die Annahmen der Gegner zu pessimistisch, weil sie die Sparanstrengungen
der 11. AHV-Revision nicht berücksichtigten, jene der Befürworter jedoch insofern zu
optimistisch, als sie auf der momentanen konjunkturellen Erholung basierten sowie auf
Sparmassnahmen, die das Parlament noch gar nicht beschlossen habe.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Abstimmung vom 26. November 2000

Volksinitiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des
Rentenalters der Frauen“

Beteiligung: 41,7%
Ja: 756'337 (39,5%) / 6 Stände
Nein: 1'159'794 (60,5%) / 14 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 

Volksinitiative „für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“

Beteiligung: 42,0%
Ja: 885'772 (46,0%) / 7 Stände
Nein:1'038'985 (54,0%) 13 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 32

Angesichts der geschlossenen bürgerlichen Opposition erreichten die beiden Initiativen
mit 39,5% (SKV) resp. 46,0% (GP) Ja-Stimmen einen Achtungserfolg. Die Initiative der
GP wurde von sämtlichen Kantonen der Romandie und dem Tessin angenommen, bei
jener des SKV stellte sich der Kanton Wallis auf die ablehnende Seite der
Deutschschweiz. Das relativ knappe Nein der Initiative der GP werteten sowohl die
Gewinner als auch die Verlierer als Signal für eine Flexibilisierung des Rentenalters.
Allerdings waren sich die Kontrahenten weiterhin nicht einig über den Weg: die
bürgerlichen Parteien verlangten nach wie vor eine kostenneutrale Lösung, das links-
grüne Lager eine sozialverträgliche. Der Bundesrat zeigte sich besorgt über den erneut
zu Tage getretenen „Röstigraben“ in sozialpolitischen Fragen. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte ein altbekanntes Muster. Eine Mehrheit der
Befragten hätte sich zwar gerne für eine Flexibilisierung des Rentenalters
ausgesprochen und die Erhöhung des Rentenalters der Frauen rückgängig gemacht,
lehnte die Initiativen jedoch ab, weil die Kostenfrage ungelöst schien. Unklar blieb auch
nach dieser Untersuchung, weshalb die Flexibilisierungsinitiative des Kaufmännischen
Vereins mit 39,5% Ja klar schlechter abschnitt als jene der Grünen mit 46%
Zustimmung. Es wurde vermutet, dass letztlich der eindeutigere Titel den Ausschlag
gegeben hatte, resp. der Vorschlag der Grünen, auch nur eine vorgezogene Teilrente
beziehen zu können. Insgesamt nahmen Stimmende aus der lateinischen Schweiz sowie
Bürgerinnen und Bürger mit einer links-grünen politischen Ausrichtung die Initiativen
deutlich an. Deutschschweizer und Bürgerliche, Rechtskonservative sowie Stimmende
ohne Parteiaffinität verwarfen sie hingegen. Personen im Rentenalter lehnten sie
überdurchschnittlich ab. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Krankenversicherung

Im Frühjahr 2015 kündigte der Schweizerische Fitness- und Gesundheitscenter-
Verband SFGV an, eine Volksinitiative zur Finanzierung von ärztlich verschriebenen
professionellen Fitnesstrainings durch die obligatorische Krankenpflegeversicherung
lancieren zu wollen. Durch eine verstärkte sportliche Betätigung sollen Probleme wie
Haltungsschäden oder Übergewicht behandelt oder vermieden werden. Bereits heute
übernehmen viele Krankenkassen im Rahmen ihrer freiwilligen Zusatzversicherung
einen Teil der Kosten von sportlichen Angeboten. Dennoch machten die Versicherer
sofort klar, gegen die Initiative zu sein. Da Trittbrettfahrer-Verhalten nicht zu
vermeiden sei, würden die Kosten rasch in die Höhe schnellen, so der
Krankenversichererverband Santésuisse. Damit wären auch Prämienerhöhungen
unvermeidbar. Zudem würde die Initiative eine massive Subventionierung der
Fitnessbranche bedeuten. Der Krankenversicherer CSS kritisierte zudem, Personen die
sich ausserhalb von Fitnesscentern auf eigene Verantwortung oder in Vereinen
sportlich betätigen, könnten nicht von den Leistungen profitieren, was eine
Ungleichbehandlung der Versicherten bedeute. Etwas später als geplant reichte der
Verband die Volksinitiative schliesslich im Dezember unter dem Titel „Ja zur
Bewegungsmedizin" bei der Bundeskanzlei zur Vorprüfung ein. Die Sammelfrist läuft bis
Juni 2017. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2015
FLAVIA CARONI

Die im Dezember 2015 lancierte eidgenössische Volksinitiative „Ja zur
Bewegungsmedizin" scheiterte im Juni 2017 im Sammelstadium. Gemäss Aussagen des
Präsidenten des Schweizerischen Fitness- und Gesundheitscenter Verbandes (SFGV),
Claude Ammann im Februar 2017, seien zum Zeitpunkt des Interviews lediglich 20'000
Unterschriften zusammengekommen. Ohne finanziellen Aufwand von CHF 200'000
seien die nötigen Unterschriften bis am 22. Juni 2017 nicht mehr zu erreichen. Darum
überlege sich der Verband, die gesammelten Unterschriften als Petition einzureichen,
wodurch sich zumindest das Parlament mit dem Thema beschäftigen und so die
Diskussion fortsetzen würde. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Berichtsjahr 1991 eingereicht hat die SP die gemeinsam mit dem SGB lancierte
Volksinitiative «Zum Ausbau von AHV und IV».

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Linke und ökologische Parteien

Erstmals in ihrer Geschichte lancierte die Grüne Partei im Berichtsjahr eine
eidgenössische Volksinitiative - und zwar gleich eine Doppelinitiative. Mit den
Initiativen «für ein flexibles Rentenalter 62 für Mann und Frau» und «für eine
gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern» griff die Partei ins Tauziehen um die
10. AHV-Revision ein und will zugleich eine ökologische Steuerreform einläuten. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.11.1994
EVA MÜLLER

Verbände
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Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Delegierten des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) sprachen sich an
einer Versammlung im November 2019 für die Lancierung einer Volksinitiative für eine
13. AHV-Rente aus. Die Initiative sei die Antwort auf das «immer deutlicher sichtbar
werdende Rentenproblem» wie der Gewerkschaftsbund in einer Medienmitteilung
festhielt. Insbesondere die Rentensituation bei Frauen sei oft problematisch: Sofern
diese «überhaupt eine PK-Rente erhalten», sei sie durchschnittlich «nur halb so hoch
wie jene der Männer». Aber auch sonst seien die Renten «erschreckend tief», weshalb
es eine 13. AHV Rente brauche, «so wie es für viele einen 13. Monatslohn» gebe, teilte
der SGB mit. Monatlich ergäbe dies eine Erhöhung der Renten um 8.33 Prozent, wobei
auch EL-Beziehende davon profitieren sollen. Um diese Zusatzrente zu finanzieren, so
die Idee, sollen die Gewinne der SNB herangezogen werden – dies müsse aber erst noch
im Parlament mehrheitsfähig werden. Zum Zeitpunkt der Mitteilung war noch unklar,
wann mit der Unterschriftensammlung begonnen werden sollte. 38
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